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Vorwort

Politische Fragilitäten und Schwächeprozesse können auf drei Ebenen 
untersucht werden: auf der Ebene der Gesellschaften sowie der Staaten 
und internationalen Organisationen. Dabei bestehen natürlich Interdepen-
denzen zwischen diesen Mikro-, Mezzo- und Makroebenen. Gestartet ist 
mein Forschungs- und Publikationsprojekt mit der »Mezzoebene« fragiler 
Staatlichkeit und dem Buch »Wie Staaten schwach werden« (Bundeszen
trale für politische Bildung, Bonn 2016, Schriftenreihe Band 1747). Fort-
gesetzt wurde es Ende 2017 mit der Untersuchung jüngster polarisieren-
der Gesellschaftsentwicklungen als »Mikroebene«. Dieses Buch mit dem 
Titel »Der Aufstieg des Nationalpopulismus« ist als Band 10150 ebenfalls 
in der Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung erschienen. 

Abgeschlossen wird die »Fragilitätstrilogie« nunmehr mit dem dritten 
Band und der Betrachtung einer supranationalen Organisation als »Ma
kroebene«: der Europäischen Union. Die EU steht derzeit vor wegwei-
senden, manche behaupten existenziellen Herausforderungen. Es geht um 
nichts weniger als »Aufbruch« oder »Abbruch« im Rahmen der europä
ischen Integration. Die jetzige »Sandwich-Position« zwischen diesen bei-
den Zukunftsoptionen wird die EU nicht mehr lange beibehalten können.

Um zu einem kritischen Diskurs über die Analysen in diesem Buch 
anzuregen, mache ich gerne den ersten Schritt. Das Buch ist weder neu
tral noch ausgewogen noch umfassend. Als Wissenschaftler habe ich mich 
zwar um die Darstellung aller Positionen bemüht, aber ich bin und bleibe 
überzeugter Europäer und Befürworter einer möglichst starken Europä
ischen Union. Insofern werden zwar die Gefahren eines »Abbruchs« detail-
liert dargestellt, aber meine persönliche Aufmerksamkeit gilt deutlich dem 
»Aufbruch«. Nationalisten und Populisten, aber auch andere Kritiker der 
EU, werden das naturgemäß völlig anders sehen.

Ich danke meinen Studierenden an der Universität Bonn für die wert-
vollen kontroversen Diskussionen über »staatliche und gesellschaftliche 
Fragilität« auf verschiedenen Ebenen. Einen herzlichen Dank auch an 
die Bundeszentrale für politische Bildung für die freundliche Unterstüt-
zung des Projektes, besonders durch Dr. Hans-Georg Golz, Dr. Birgitta 
Gruber-Corr und Benjamin Weiß. Besonders dankbare Erwähnung soll 



8
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auch Hildegard Bremer von der Bundeszentrale für politische Bildung 
erfahren, die stets hilfreiche Koordinatorin und Ratgeberin war. Leider 
konnte sie die Fertigstellung dieses Buches nicht mehr erleben.

Was der Autor eigentlich sagen wollte, wurde erneut durch das exzel-
lente und bewundernswert geduldige Lektorat von Christiane Filius-Jehne 
besser verständlich. 

In Dankbarkeit gewidmet ist das Buch meiner Familie, der ich ein Ver-
sprechen geben musste: Anders als bei Douglas Adams »Per Anhalter durch 
die Galaxis« (die einzige Trilogie, die fünf Bände hat) soll »meine Trilogie« 
tatsächlich nur drei Bände umfassen. Noch bin ich einsichtig, aber warten 
wir ab, was die Zukunft bringt.

Bonn, im März 2020
Kai Hirschmann
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1	� Die Europäische Union:  
ein Integrationsprojekt in der Krise

»Für den, der nicht weiß, welchen Hafen er anfahren soll,  
ist kein Wind der richtige.«1

1.1	 Der europäische Integrationsprozess am Scheideweg

Das Europa, wie wir es heute kennen, ist Ergebnis einer Neuordnung 
nach verheerenden Kriegen. In einem einmaligen historischen Prozess ist 
die Europäische Union (EU) über eine Ansammlung von Nationalstaaten 
hinaus zu einer Wertegemeinschaft gewachsen. In jüngster Zeit steht sie 
allerdings vor zahlreichen Herausforderungen und der Frage, wie die Ent-
wicklungen und der Wandel begleitet werden sollen.

Die Zielsetzung des europäischen Zusammenschlusses ging von Anbe-
ginn weit über die Ökonomie hinaus. Der europäische Integrationsprozess 
begann auf der Wirtschaftsebene, zielte aber auch auf die Ebene des politi-
schen Systems und speziell auf die Justiz- und Innenpolitik sowie auf eine 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Die Europäische Union soll 
nach dem Willen ihrer Gründer zur Wahrung des Friedens und zur Stär-
kung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zentrale Aufgaben für ihre 
Mitglieder übernehmen: die »Förderung des wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritts«, die Schaffung eines gemeinsamen »Raumes der Sicherheit, der 
Freiheit und des Rechts« ebenso wie eine gemeinsame »Identität auf inter-
nationaler Ebene durch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik«.

Die EU ist das am weitesten fortgeschrittene Beispiel für eine regionale 
Integration. Die europäische Zusammenarbeit ist allerdings nicht gleich-
mäßig verlaufen. Es gab beachtliche Schübe im europäischen Einigungs-
prozess, bei denen die Integration stark vorangetrieben wurde, aber auch 
Phasen des Stillstands. Mittlerweile können aber auch Rückschritte nicht 
mehr ausgeschlossen werden. Diese Entwicklung ist neu.

Meist wird die Europäische Union nicht nur als eine Wirtschaftsorgani-
sation, sondern auch als ein politisches Konzept und eine europäische Idee 
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gesehen. Aber ist sie das wirklich? Die EU ist das größte und erfolgreichste 
Friedensprojekt der Erde, aber reichen Stabilität und Abwesenheit von 
Gewalt als Basis für die europäische politische Integration? Gibt es gemein-
same europäische Werte und politische Grundüberzeugungen, die über die 
Nationalstaatlichkeit hinausragen? Und wie krisenfest sind sie? Wirft man 
einen Blick auf die aktuellen fundamentalen Problemstellungen, vor denen 
die Europäische Union steht, sind Zweifel angebracht. 

Die EU sieht sich existenziellen Herausforderungen gegenübergestellt, 
die den Kern der europäischen Integration berühren und tiefer gehen als 
Meinungsverschiedenheiten über politische Sachfragen. Diese Herausfor-
derungen haben einen inneren Zusammenhang. Auf der »europäischen 
Bühne« handeln nicht abstrakte Staaten, sondern von den Bevölkerungen 
gewählte Regierungen. Gerade in schwierigen Zeiten scheint der europä-
ische Gedanke in den Köpfen vieler Politiker hinter die Idee einer Gebor-
genheit in der nationalstaatlichen Heimat zurückzutreten. Ist der euro-
päische Einigungsprozess also nur auf Sonnenscheinzeiten ausgerichtet, 
während bei schlechtem Wetter die »nationalen Regenschirme« aufge-
spannt werden? Hängt das mit Konstruktionsfehlern während des Integra-
tionsprozesses und von Beginn an grundlegend auseinanderlaufenden Inte-
ressen der Mitgliedstaaten zusammen?

Abb. 1: Ebenen der Fragilitätsbetrachtung
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Schwächeprozesse können grundsätzlich auf drei Ebenen betrachtet 
werden, wobei zwischen den Ebenen aufsteigende Dominoeffekte festzu-
stellen sind (Abb. 1). Fragilitäten kommen dann zustande, wenn es zu einer 
relevanten Vervielfältigung politischer und wirtschaftlicher Machtakteure 
mit unterschiedlichen Zielsetzungen und damit Polarisierungen kommt. 
Diese Zusammenhänge habe ich im zweiten Band meiner »Fragilitäts-Tri-
logie« auf der gesellschaftlichen Ebene anhand der ansteigenden politi-
schen Relevanz des Nationalpopulismus nachgewiesen.2 Da in Staaten die 
Gewinnung und Ausübung politischer Macht immer auch an gesellschaft-
liche Entwicklungen und Tendenzen gebunden sind, werden sich gesell-
schaftliche Polarisierungen auch auf staatlicher Ebene zeigen. Durch die 
Vervielfältigung von Machtakteuren werden auch die Staaten schwächer, 
wie ich neben anderem in Band 1 meiner »Fragilitäts-Trilogie« mit dem 
Titel »Wie Staaten schwach werden – Fragilität von Staaten als internati-
onale Herausforderung« analysiert habe.3 Sind solche Staaten mit polari-
sierten Gesellschaften und stark konträren politischen Positionen innerhalb 
des Staates Mitglied einer internationalen oder supranationalen Organisa-
tion, setzt sich die Fragilität als Dominoeffekt dorthin fort. Dies wird u. a. 
in diesem dritten Band der »Fragilitäts-Trilogie« thematisiert.

Das bedeutet auch, dass die Frage, wie sich die Europäische Union ent-
wickelt, untrennbar damit verbunden ist, wie sich deren Mitgliedstaa-
ten und in ihnen die Gesellschaften entwickeln. Ebenso ist die Proble-
matik der Verfasstheit der EU zugleich eine abgeleitete Frage aus dem 
Zustand der Mitgliedstaaten und deren Bevölkerungen. Ein kurzes Bei-
spiel: Man mag den Aufstieg nationalpopulistischer Parteien auf europä-
ischer Ebene und die zumindest eingeschränkte Handlungsfähigkeit der 
EU in der Migrations- und Asylpolitik beklagenswert finden, beides hat 
seinen Ursprung allerdings nicht auf Ebene der EU. Der Nationalpopu-
lismus ist zunächst ein nationalstaatliches Phänomen, das Gesellschaften 
und Politik im jeweiligen Land zutiefst polarisiert. Gewinnen derartige 
Bewegungen und Parteien politische Macht oder stehen sie gar in eini-
gen Mitgliedstaaten in Regierungsverantwortung, kommt es zwangsläu-
fig aufgrund der diametral unterschiedlichen Positionen bezüglich der 
»etablierten Politik« anderer Länder zu keiner gemeinsamen Linie auf 
EU-Ebene mehr. Demzufolge sind auch erhebliche Auseinandersetzun-
gen mit wenig Kompromisspotenzial z. B. in der Migrations- und Asyl-
politik der EU zu erwarten. Daher reicht es nicht aus, einen möglichen 
»Aufbruch« oder »Abbruch« der EU zu analysieren, sondern es müssen die 
Wirkungszusammenhänge »Gesellschaften – Mitgliedstaaten – EU« ein-
bezogen werden.
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Die politische und wirtschaftliche Integration in der Europäischen 
Union hat entscheidend dazu beigetragen, dass der Kontinent nach dem 
Zweiten Weltkrieg Frieden und Wohlstand erlebt hat. Auch bei der Über-
windung des Ost-West-Konf likts und der Transformation der Staaten Mit-
tel- und Osteuropas haben EU-Institutionen eine wichtige Rolle gespielt. 
Trotz dieser Erfolge ist der europäische Integrationsprozess in tiefe Schwie-
rigkeiten geraten. Die Finanzkrise und ihre Folgen haben die EU vor eine 
Zerreißprobe gestellt. Das starke Anwachsen der Migration hat die Span-
nungen verstärkt. Die »Gef lüchtetenkrise« hat Befürchtungen vor einer 
Überlastung der Sozialsysteme, steigender Arbeitslosigkeit und Überfrem-
dung wachsen lassen. Dazu gesellt sich eine durch Ängste geschürte Skep-
sis gegenüber Globalisierung und Freihandel. All dies hat populistische 
Strömungen stark werden lassen, die das Heil in Abgrenzung und einer 
auf den nationalen Vorteil fokussierten Machtpolitik zu finden glauben.4 
In vielen europäischen Ländern nehmen daher Nationalismus und Popu-
lismus zu. In der »Gef lüchtetenfrage« der Jahre 2015 und folgende haben 
die EU-Staaten nicht kooperiert, denn die Differenzen in der Migrations-
politik scheinen unüberbrückbar. Zudem hat Großbritannien nach einem 
schmerzhaften und für beide Seiten kräftezehrenden Brexit-Prozess die 
Gemeinschaft verlassen. Als krisenbedingte Veränderungen, die die Hand-
lungsfähigkeit der EU einschränken, sind zudem die ungleiche ökono-
mische Entwicklung der Mitgliedstaaten zu nennen, die deren Interes-
sendivergenzen weiter akzentuiert, und darüber hinaus die zunehmende 
Politisierung von EU-Themen in den Mitgliedstaaten und damit die ver-
stärkte Rückbindung der Regierungen an die nationale Politikarena.5 Die 
Handlungsfähigkeit der europäischen Staaten in der EU ist grundsätz-
lich eingeschränkt, weil die Entscheidungen der Regierungsvertreter an 
die jeweilige nationale Politikarena rückgebunden sind. Diese Situation 
hat sich im Zuge eines Strudels aufeinanderfolgender Krisen (Finanz-, 
Schulden-, Euro- und Flüchtlingskrise) verschärft.6 Während früher nati-
onale Minister und Regierungschefs relativ frei und von der Öffentlich-
keit kaum beachtet entscheiden und damit auch _gesamteuropäische Inte
ressen berücksichtigen konnten, sind sie nun angesichts der Krisen einer in 
Europafragen zunehmend politisierten und skeptischen nationalen Öffent-
lichkeit ausgesetzt.7

In den Mitgliedstaaten der EU ist es zunehmend Standard geworden, 
die eigene politische Ideen- und Konzeptlosigkeit vor den Wählern mit 
dem scheinbar amorphen, schwer zu fassenden Konstrukt »Europäische 
Union« zu entschuldigen. Gern wird die europäische Integration in ihrer 
Gesamtheit als grundlegende Fehlentwicklung dargestellt und die Rück-
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kehr zur ausschließlich nationalen Souveränität propagiert. Daher verwun-
dert es kaum, dass immer mehr Menschen in der europäischen Integra-
tion eine ominöse, nicht zu kontrollierende Macht sehen, die keine Krisen 
löst, sondern selbst der Grund der Krise ist.8 Die EU gilt manchen offenbar 
nicht mehr als Integrationssystem, das nützt und schützt, also Unsicher-
heit absorbiert und Sicherheit schafft.9 Dem Moloch »Brüssel« unterstel-
len nationale Politiker in der öffentlichen Diskussion häufig ein Demokra-
tiedefizit, ausufernde Bürokratie oder Bürgerferne. Zweifelsohne steckt 
hierin ein wahrer, diskussionswürdiger Kern, doch das Grundproblem, das 
besprochen werden muss, ist ein anderes, kann man es doch als ausgespro-
chen sinnfrei einstufen, wenn ein Bäcker sich gegenüber seinen Kunden 
darüber beklagt, dass seinen Brötchen die Rosinen fehlen.

Die EU erfüllt Staatsaufgaben, ist aber kein Staat, sondern präsentiert 
sich als ein unabgeschlossenes und zieloffenes transnationales Gemeinwe-
sen, das den EU-Bürgerinnen und -bürgern multiple Loyalitäten abver-
langt. Das wirft auf europäischer Ebene stärker als auf der nationalen die 
Frage nach dem Zusammenhalt auf.10 Die nationalstaatsorientierten Poli-
tiker und Parteien hätten nicht so viel Zulauf, wären die Befürworter der 
europäischen Integration Grundsatzfragen wie der nach der Zukunft der 
Nationen und der Nationalstaaten in einem vereinten Europa und damit 
nach der Finalität des Einigungsprozesses nicht seit Langem beharrlich aus-
gewichen.11 Es wurden zwar immer wieder Integrationsschritte zur wirt-
schaftlichen und politischen Vertiefung der EU unternommen (Kap. 2), 
aber vieles bei diesem »Schritt-für-Schritt«-Vorgehen erinnert an Häuser-
bau irgendwo in sich entwickelnden Ländern. Auf ein Haus mit durch-
aus tragfähigem Fundament und zwei Etagen werden nach und nach ohne 
Architekten und Statiker weitere Stockwerke aufgesetzt, bis das Gesamt-
gebilde unter der Last zusammenbricht. So weit ist die EU natürlich noch 
nicht, aber auch nicht mehr so weit davon entfernt, wie man es sich wün-
schen würde: Längst hat die Krise der EU nicht nur Nervosität ausgelöst, 
sondern Sorge um ihren Bestand. Politiker konzentrieren sich auf Feuer-
wehraktionen gegen Störungs- und Verfallsgefahren, sodass jene hehren 
Ziele kaum mehr vor Augen stehen, um derentwillen die Einigungspoli-
tik begonnen und noch jahrzehntelang weitergeführt wurde, wenn auch 
nicht mehr unangefochten und eindeutig.12
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1.2	� Staatenbund, Bundesstaat und die Frage nach der euro-
päischen Identität 

»Die Europäer leben meistenteils mit einem Mythos, eigentlich sogar 
mit einem doppelten Mythos. Der eine Mythos sagt: Wir waren einst 
Nationalstaaten. Der andere Mythos lautet: Die Nationalstaaten haben 
ihre Lektion aus der Vergangenheit gelernt und deshalb begonnen zu 
kooperieren. Aber das ist nicht, was wirklich geschehen ist. Was pas-
sierte, war etwas Anderes: Eine Reihe von europäischen Imperien ist im 
Laufe des 20. Jahrhunderts zerfallen – ob es sich dabei um territoriale 
oder maritime Imperien, das ›Dritte Reich‹ der Nazis oder die Sowjet
union gehandelt hat. Und was von diesen Imperien übrigblieb, das fand 
seinen Weg zunächst in die Handelszonen und dann in die europäischen 
politischen Institutionen.«13

Der Begriff »Nation« ist in der Wissenschaft umstritten und bezeichnet 
näherungsweise größere Gruppen von Menschen, denen gemeinsame 
Merkmale wie Sprache, Tradition, Sitten, Bräuche oder Abstammung zu
geschrieben werden. Nationalismus liegt dann vor, wenn die Nation die 
gesellschaftliche Großgruppe ist, der sich die Einzelnen zuerst zugehörig 
fühlen, und wenn die emotionale Bindung an die Nation und die Loyali-
tät ihr gegenüber oben steht.14

Der »Nationalstaat« hingegen ist ein Staatsmodell, das auf der Idee und 
Souveränität der Nation beruht. Er gilt bei politischen Eliten als Auslauf-
modell und bei Wissenschaftlern als Konstrukt. Im Begriff »Nationalstaat« 
fällt das Staatsgebilde mit dem Begriff der Nation zusammen. National-
staaten sind aber keine Voraussetzung für die Existenz von Nationen. Es 
gibt zahlreiche historische Beispiele für multinationale Staaten. Meist sind 
Nationalstaaten das Ergebnis eines bewusst nationalistischen Programms.15 
Das Ordnungsmodell »eine Nation, ein Staat« wurde im 19. Jahrhundert 
zum politischen Credo der europäischen Nationalbewegungen, obwohl 
kaum einer der modernen Nationalstaaten diesem nationalen Homogeni-
tätsanspruch genügte.16 Nach dem Ersten Weltkrieg zerbrachen 1918 vier 
Vielvölkerreiche: das Osmanische Reich, die österreichisch-ungarische 
Doppelmonarchie, das zaristische Russland und das deutsche Kaiserreich. 
An ihre Stelle traten mehr als ein Dutzend Nationalstaaten, die zum Groß-
teil nie zuvor Eigenstaatlichkeit erlebt hatten. »Jede Nation ein Staat!«, 
hatte US-Präsident Woodrow Wilson als neues Ordnungsprinzip vorge-
geben.17 Zudem beschreibt der Begriff »Nationalstaat« die Kongruenz von 
Nation und Staatsvolk im juristischen Sinne, was in der Realität nicht 
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selbstverständlich ist und sogar ein Grund für Fragilität und Zerfall von 
Staaten sein kann.18

Die Begriffe »Staat« und »Nation« werden im Sprachgebrauch oft sy
nonym verwandt. Deutlich wird das z. B. bei der Bezeichnung international, 
wenn eigentlich interstaatlich gemeint ist oder wenn nach der »Nationalität« 
gefragt wird, man aber eigentlich die »Staatsangehörigkeit« wissen will. In 
den Gremien der Vereinten Nationen (United Nations) sitzen auch keine 
Vertreter der Nationen, sondern der Nationalstaaten. 

Das Bekenntnis zur Nation wurde in den Lebenswelten, den Leitbildern 
und Verhaltensnormen der Menschen verankert. Diese Nationalisierung 
von Werten und Lebensformen begleitete den Prozess der Nationsbildung 
und war mit der Begründung von Nationalstaaten nicht abgeschlossen.19 
Aber auch die »Nationen ohne Staat« haben, selbst wenn sie keinen Natio
nalstaat, sondern nur eine nationale Autonomie innerhalb eines multi
nationalen Staates erstrebten, oder auch wenn sie gar nicht die Macht besa-
ßen, einen eigenen Staat zu gründen, stets versucht, Kristallisationskerne 
institutioneller Nationsbildung zu schaffen. Dazu dienten Vereine, Kir-
chen oder Parlamente ebenso wie die Bestrebungen, mit Grammatiken 
oder Sprachakademien nationale Ersatzinstitutionen zu schaffen.20 Hier 
liegt der Kern des heutigen Bewusstseins der Regionen in Europa, das sich 
weitgehend eigenständig entwickelt und in seiner Bedeutung zunimmt.

»Fest steht, dass der europäische Nationalstaat in einer ziemlichen Sand-
wichposition ist. Was eine Nation ist und zugleich was sie darf, ver-
schwimmt zunehmend. Die Nation wird heute zwischen europäischer 
und regionaler Ebene zerrieben. (…) Das subjektive Bekenntnis der 
Bürger zum nationalen Staat wurde das einigende Kriterium, nicht 
etwa Sprache, Volksgeist oder Nationalcharakter. Nation war in erster 
Linie Staatsbürgergemeinschaft.«21

Europa hängt in einer »Sandwich-Position« auch zwischen Staatenbund 
und Bundesstaat fest. Ein »Staatenbund« ist ein Zusammenschluss sou-
veräner Nationalstaaten mit eigener Organisation auf Bundesebene. Als 
»Bundesstaat« wird ein Staat bezeichnet, der aus mehreren Teil- oder 
Gliedstaaten zusammengesetzt ist. Ein Bundesstaat ist demnach eine staats-
rechtliche Verbindung von (nichtsouveränen) Staaten zu einem (souverä-
nen) Gesamtstaat.

Die Alternative einer Koexistenz souveräner Nationalstaaten (»Europa 
der Vaterländer«) oder ihrer Auf lösung in einem europäischen Staat 
(»Vaterland Europa«) ist irreführend. Der souveräne Nationalstaat alten 




